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auch beruht, nur unter den Voraussetzungen und Beschrän­
kungen geltend gemacht werden, die in diesem Übereinkom­
men vorgesehen sind.

Das gleiche gilt für Ansprüche gegen die Personen, für 
welche die Eisenbahn nach Artikel 11 haftet.

Artikel 13.
Reklamationen.

§ 1. — Den Berechtigten steht es frei, Schadenersatzansprüche 
auf Grund dieses Übereinkommens durch Reklamation gel­
tend zu machen. Die Reklamation kann bei einer der nach­
stehend genannten Eisenbahnen eingereicht werden, sofern 
diese Eisenbahn ihren Sitz auf dem Gebiet eines Vertragsstaa­
tes dieses Übereinkommens hat:

1. bei der haftbaren Eisenbahn; falls nach Artikel2 §6 
zwei Eisenbahnen haftbar sind, bei einer von ihnen;

2. bei der Abgangsbahn;

3. bei der Bestimmungsbahn;
4. bei der Eisenbahn am Wohnsitz oder am gewöhnlichen 

Aufenthaltsort des Reisenden.
§ 2. — Reklamationen sind schriftlich einzureichen. Belege, 

die der Berechtigte seiner Reklamation beifügen will, sind im 
Original oder in Abschrift vorzulegen, Abschriften auf Ver­
langen der Eisenbahn in gehörig beglaubigter Form.

Artikel 14.
Eisenbahnen, gegen welche Ansprüche gerichtlich 

geltend gemacht werden können.
Schadenersatzansprüche auf Grund dieses Übereinkommens 

können nur gegen die haftbare Eisenbahn gerichtlich geltend 
gemacht werden.

Bei gemeinsamem Betrieb zweier Eisenbahnen hat der Klä­
ger die Wahl zwischen diesen Eisenbahnen. Das Wahlrecht 
erlischt, sobald die Klage gegen eine dieser Eisenbahnen ein­
gereicht ist.

Artikel 15.

Zuständigkeit.
Wenn in Staatsverträgen oder Konzessionen nichts anderes 

bestimmt ist, können auf dieses Übereinkommen gegründete 
Ansprüche nur vor den Gerichten des Staates geltend gemacht 
werden, auf dessen Gebiet sich der Unfall des Reisenden er­
eignet hat.

Artikel 16.
Erlöschen der Ansprüche.

§ 1. — Der Berechtigte verliert seine Ansprüche, wenn er den 
Unfall des Reisenden nicht spätestens drei Monate, nachdem 
er vom Schaden Kenntnis erlangt hat, einer der Eisenbahnen 
anzeigt, bei denen die Reklamation nach Artikel 13 eingereicht 
werden kann.

Zeigt der Berechtigte den Unfall mündlich der Eisenbahn 
an, so hat diese ihm über die mündliche Anzeige eine Bestäti­
gung auszustellen.

§ 2. — Die Ansprüche erlöschen jedoch nicht:
a) wenn der Berechtigte innerhalb der in § 1 vorgesehenen 

Frist seine Ansprüche gegenüber einer der in Artikel 13 § 1 
genannten Eisenbahnen geltend gemacht hat;

b) wenn der Berechtigte nachweist, daß der Unfall durch 
ein Verschulden der Eisenbahn verursacht worden ist;

c) wenn infolge von Umständen, die dem Berechtigten nicht 
zuzurechnen sind, der Unfall nicht oder nicht rechtzeitig an­
gezeigt worden ist;

d) wenn die haftbare Eisenbahn — oder, falls nach Arti­
kel 2 § 6 zwei Eisenbahnen haftbar sind, eine von ihnen — 
innerhalb der in § 1 vorgesehenen Frist auf andere Weise 
vom Unfall des Reisenden Kenntnis erhalten hat.

Artikel 17.
Verjährung der Ansprüche.

§ 1. — Schadenersatzansprüche auf Grund dieses Überein­
kommens verjähren:

a) Ansprüche des Reisenden in drei Jahren, gerechnet vom 
ersten Tag nach dem Unfall;

b) Ansprüche der anderen Berechtigten in drei Jahren, ge­
rechnet vom ersten Tage nach dem Tode des Reisenden, spä­
testens aber in fünf Jahren, gerechnet vom ersten Tage nach 
dem Unfall.

§ 2. — Wenn der Berechtigte eine Reklamation nach Arti­
kel 13 bei der Eisenbahn einreicht, wird der Lauf der drei in 
§ 1 genannten Verjährungsfristen bis zu dem Tage gehemmt, 
an dem die Eisenbahn die Reklamation durch schriftlichen 
Bescheid zurückweist und die der Reklamation beigefügten 
Belege zurückgibt. Wird der Reklamation teilweise stattgege­
ben, so beginnt die Verjährung für den noch streitigen Teil 
der Reklamation weiterzulaufen. Wer sich auf die Einrei­
chung einer Reklamation, auf die Erteilung eines Bescheides 
oder auf die Rückgabe von Belegen beruft, hat dies zu be­
weisen.

Weitere Reklamationen, die denselben Anspruch betreffen, 
hemmen die Verjährung nicht.

§ 3. — Ansprüche, die verjährt sind, können auch nicht im 
Wege der Widerklage oder der Einrede geltend gemacht 
werden.

§ 4. — Vorbehaltlich vorstehender Bestimmungen gilt für 
die Verjährung das Landesrecht.

Artikel 18.
Landesrecht.

§ 1. — Soweit in diesem Übereinkommen keine Bestimmun­
gen getroffen sind, gilt das Landesrecht.

§ 2. — Für die Anwendung dieses Übereinkommens versteht 
man unter « Landesrecht» das Recht des Staates, auf dessen 
Gebiet sich der Unfall des Reisenden ereignet hat, einschließ­
lich der Kollisionsnormen.

Artikel 19.
Allgemeine Verfahrensvorschriften.

In allen Rechtsstreitigkeiten über Ansprüche aus diesem 
Übereinkommen richtet sich das Verfahren nach dem Rechte 
des zuständigen Gerichtes, soweit nicht durch dieses Überein­
kommen andere Bestimmungen getroffen sind.

Artikel 20.
Vollstreckbarkeit der Urteile. Sicherheitsleistung.

§ 1. — Urteile, auch Versäumnisurteile, die auf Grund der 
Bestimmungen dieses Übereinkommens von dem zuständigen 
Gericht erlassen und nach den für das urteilende Gericht 
maßgebenden Gesetzen vollstreckbar geworden sind, sind in 
jedem anderen Vertragsstaat vollstreckbar, sobald die in dem 
betreffenden Staate vorgeschriebenen Förmlichkeiten erfüllt 
sind. Eine sachliche Nachprüfung des Inhaltes ist nicht zu­
lässig.

Auf nur vorläufig vollstreckbare Urteile findet diese Vor­
schrift keine Anwendung, ebensowenig auf solche Bestim­
mungen eines Urteils, die dem im Rechtsstreit unterlegenen 
Kläger außer den Kosten eine Entschädigung auferlegen.

Vergleiche, die zwischen den Parteien zur Beilegung eines 
Rechtsstreites vor dem zuständigen Gericht abgeschlossen und 
zu gerichtlichem Protokoll genommen worden sind, stehen 
Urteilen gleich.

§ 2. — Eine Sicherheitsleistung für die Kosten des Rechts­
streites kann bei den auf Grund dieses Übereinkommens er­
hobenen Klagen nicht gefordert werden.


